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Gutachtliche Äußerung

des Ständigen Ausschusses

zu dem Antrag von 35 Mitgliedern der Fraktion der SPD
und der Fraktion der SPD – Drucksache 14/577

Einsetzung und Auftrag des Untersuchungsausschusses „Das
Handeln von Landesregierung und Landesbehörden beim Er-
werb von Kunst- und Kulturgütern aus dem vermuteten oder
tatsächlichen Eigentum des Hauses Baden“

Der Ständige Ausschuss vertritt die Rechtsauffassung, dass der Antrag von
35 Mitgliedern der Fraktion der SPD und der Fraktion der SPD – Druck-
sache 14/577 – aus den aus dem Sitzungsbericht und den Anlagen ersicht-
lichen Gründen unzulässig ist.

12. 12. 2006

Der Vorsitzende und Berichterstatter:

Winfried Mack

B e r i c h t

Der Ständige Ausschuss beriet den Antrag Drucksache 14/577 in seiner
6. Sitzung am 12. Dezember 2006. Zu diesem Antrag lag eine gutachtliche
Stellungnahme der Landtagsverwaltung (Anlage 1) vor. 

Es wurde wörtlich Folgendes ausgeführt:

Ein Abgeordneter der CDU: Verehrter Herr Vorsitzender, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Heute geht es ausschließlich um eine gutachtliche Stel-
lungnahme des Ständigen Ausschusses zur Frage der Zulässigkeit des von der
SPD beantragten Untersuchungsausschusses. Wir haben schon in der Plenar-
sitzung am vergangenen Mittwoch unsere Bedenken deutlich zum Ausdruck
gebracht, ob der Untersuchungsausschuss zulässig ist. Wir sehen uns in un-
serer Meinung jetzt bestärkt, nachdem wir auch noch ein Gutachten eines re-
nommierten Verfassungsrechtlers in Auftrag gegeben haben.
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Wir meinen, dass es sich hier um einen Eingriff in den Kernbereich der Exe-
kutive handeln würde, dass es der falsche Zeitpunkt wäre – das betone ich
noch einmal ausdrücklich –, diesen Untersuchungsausschuss einzusetzen.
Deshalb müssen wir aus grundsätzlichen Erwägungen heraus unsere Zustim-
mung verweigern, was die Zulässigkeit des Einsetzungsantrags angeht. Wir
sind der Ansicht, dass der Ständige Ausschuss zu dem Schluss kommen
muss, dass die Zulässigkeit nicht gegeben ist. Es würde sich um einen Ein-
griff in den Kernbereich der Exekutive handeln.

Ich will jetzt keinen juristischen Vortrag halten. Das ist, denke ich, bei so vie-
len hochrangigen Juristen und juristisch fundiert argumentierenden Men-
schen im Ausschuss auch nicht notwendig. 

Darüber hinaus würde auch die Verhandlungsposition des Landes gegenüber
dem Haus Baden geschwächt. Das könnte man an vielen unterschiedlichen
Punkten aufführen. Auch das wäre zum Schaden für das Land. Deshalb kom-
men wir zu dem Schluss, dass hier eine ablehnende Haltung eingenommen
werden soll.

Ein Abgeordneter der SPD: Herr Vorsitzender! Vorweg, vielleicht vor die
Klammer gezogen: Wir halten unseren Einsetzungsantrag aufrecht. 

Einige Bemerkungen aus unserer Sicht: Die Tagesordnung der 13. Plenarsit-
zung, in die der Antrag der SPD-Fraktion auf Einsetzung des Untersuchungs-
ausschusses aufgenommen wurde, wurde im Präsidium verabschiedet. Der
Einsetzungsantrag selbst wurde nach entsprechenden Hinweisen des Herrn
Präsidenten in zwei Punkten geändert. Weitere Bedenken gegen die Formu-
lierung und den Inhalt des Einsetzungsantrags hat es zu diesem Zeitpunkt
nicht gegeben. Wir haben bisher auch wenig Inhaltliches gehört, was gegen
die Zulässigkeit des Antrags spräche. Damit bin ich beim Kern dessen, was
wir heute besprechen. 

Herr Kollege, Sie haben ein Gutachten eines renommierten Verfassungsrecht-
lers erwähnt. Dieses Gutachten kennen wir nicht. Wenn Sie es uns zuleiten
möchten, sind wir natürlich gern bereit, auch dieses Gutachten zu lesen und
uns damit auseinander zu setzen. 

Worüber wir verfügen, sind eigene Prüfungen und eine Stellungnahme der
Landtagsverwaltung zur Zulässigkeit des Einsetzungsantrags. Aus dieser
Stellungnahme entnehmen wir, dass man, wenn man die Vorgänge, die hier
zur Diskussion stehen, abschichtet, zumindest zu abgeschlossenen Teilkom-
plexen des Sachverhalts kommt, die auch nach der Rechtsprechung bzw.
nach den einschlägigen Kommentierungen der Prüfung in einem Unter-
suchungsausschuss durchaus zugänglich sein können. 

Die Landtagsverwaltung hat die rechtlichen Gesichtspunkte, die für die Zu-
lässigkeitsprüfung eine Rolle spielen, ja dankenswerterweise aufgezeigt. Vie-
len Dank auch für diese Arbeit, die ja kurzfristig geleistet werden musste.
Wir sehen darin doch gewichtige Anhaltspunkte für die Zulässigkeit unseres
Antrags. So sind wir der Ansicht, dass es aus den Bekundungen der Regie-
rung selbst definitive Anhaltspunkte für abgeschlossenes Regierungshandeln
gibt. Insbesondere hat der Kabinettsbeschluss vom 9. Oktober 2006 in der
Presse und durch andere Aktivitäten ja entsprechende Nachwirkungen ge-
zeigt. Die Prüfung durch die Landtagsverwaltung gibt uns aus unserer Sicht
insoweit recht. 

Dabei müssen wir natürlich eines sagen: Das Recht, die Einsetzung eines
Untersuchungsausschusses zu verlangen, ist ein Minderheitenrecht – natür-
lich in den verfassungsrechtlichen Grenzen, die Sie auch angesprochen ha-
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ben. Die verfassungsrechtliche Prüfung wird bis zu einer definitiven Ent-
scheidung eines Verfassungsgerichts – sei es im Bund oder im Land – immer
umstritten sein können. Deswegen werden letzte Zweifel nie ausgeräumt
werden, solange keine definitive gerichtliche Entscheidung vorliegt. Und
wenn sie dann vorliegt, bedeutet das nicht automatisch, dass sie richtig sein
muss. Das wissen wir alle.

Aber ungeachtet dessen meine ich: Es gebietet eigentlich der Respekt vor
dem Parlament und seinen Befugnissen, hier das Minderheitenrecht zu schüt-
zen und zu wahren. Es entsteht sonst der Eindruck, als hätte man etwas zu
verbergen. Wenn man, wie es in den letzten Debatten ja geschehen ist, gerade
auch die Interessen des Landes zum Teil sehr vollmundig in den Vordergrund
rückt, ist der Einwand, man würde hier die Verfassung strapazieren, um so
weniger berechtigt, meine ich.

Wenn es nichts zu verbergen gibt, stellt sich die Frage: Wodurch ist man dann
eigentlich daran gehindert, aufzuklären und die Tatsachen, die Wahrheit in 
einem Untersuchungsausschuss zu erbringen? Das materielle Risiko dieses
Untersuchungsausschusses, das Risiko seines Erfolgs liegt ohnehin bei den
Antragstellern. Das möchte ich an dieser Stelle ausdrücklich betonen. Es ge-
bietet, glaube ich, die politische Einsicht, dies so zu sehen. Wir werden des-
halb an unserem Antrag festhalten. 

Herr Kollege, Sie haben ja den Antrag insgesamt für unzulässig erachtet und
jetzt nicht einzelne Korrekturen vorgenommen, sodass wir auch nicht beur-
teilen können, wo konkret Ihre verfassungsrechtlichen Bedenken liegen. In-
sofern sehe ich jetzt auch keine Veranlassung, auf die Einzelheiten einzu-
gehen. Denn ich entnehme Ihren Worten, dass Sie die Einsetzung insgesamt
ablehnen und es hier im Ausschuss nicht zu einer Modifizierung des Unter-
suchungsauftrags kommen soll. Diese wäre nach dem zutreffenden Gutach-
ten der Landtagsverwaltung ja ohnehin nur in ganz, ganz engen Grenzen
möglich.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP: So, wie sich die Rechtslage für uns dar-
stellt, geht es hier um die Frage, ob seitens der Regierung bereits in einem für
einen Untersuchungsausschuss relevanten Sinn gehandelt wurde oder nicht.
Die Abgrenzung von Vorbereitungen, also von Planungen und Gesprächen,
die eine Regierung führen können muss, ohne dass das Parlament sie dabei
kontrollieren darf, ist unbestritten und – so, wie ich die Rechtslage gesehen
habe – nicht überprüfbar, auch nicht in einem Untersuchungsausschuss. 

Wie weit wir jetzt in Bezug auf wirklich endgültiges Handeln sind, das 
bei dem endgültigen Abschluss eines Vergleichs sicher vorgelegen hätte, ist
sicherlich eine außerordentlich schwierige Frage. Überhaupt ist die Abgren-
zung zwischen vorbereitendem Handeln und endgültigem Handeln im ge-
samten Rechtssystem eine außerordentlich schwierige Frage. 

Wir haben in der Kürze der Zeit nicht alle Fragen so ausführlich prüfen kön-
nen, dass wir schon heute abschließend sagen könnten: „Es ist überhaupt kein
Handeln“ oder „Es ist definitiv alles nur Vorbereitung“. Aber die CDU-Frak-
tion hat sich ja aufgrund von Gutachten von renommierten Verfassungsrecht-
lern ein Bild der Lage verschafft und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass
hier auf keinen Fall bereits Regierungshandeln vorliegen kann, sondern dass
das Ganze noch in den Bereich der Vorbereitung fällt. Wir haben zu dieser
Einschätzung großes Vertrauen und werden deshalb heute unserem Koali-
tionspartner selbstverständlich die Stange halten.

Ein Abgeordneter der CDU: Zunächst lege ich Wert auf die Feststellung, dass
wir unsere Bedenken durchaus rechtzeitig kundgetan haben. Es gibt, denke
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ich, keine Vorschrift, dass das nur im Präsidium oder zunächst einmal im Prä-
sidium geschehen müsste. Manche Erkenntnis reift eben auch nicht rechtzei-
tig zu einer Präsidiumssitzung.

Das Minderheitenrecht wollen wir voll respektieren. Ich denke aber, genauso
wie man als Minderheit im Parlament Respekt einfordern kann, muss die
Verfassung Respekt einfordern. Wenn es hier um das Prinzip der Gewalten-
teilung geht, das nach unserem Dafürhalten nicht beachtet wurde oder das
verletzt wurde, dann steht der Respekt vor der Verfassung über dem Respekt
vor der Minderheit. Ich räume aber gern ein, dass wir ein Aufklärungsinteres-
se, ein Informationsinteresse noch prägnanter darstellen müssen. Das ist aber
nicht Untersuchungsgegenstand im Ständigen Ausschuss. Hier geht es aus-
schließlich um die Frage der Zulässigkeit Ihres Antrags. 

Ich danke der Landtagsverwaltung auch ganz herzlich für ihr Gutachten. Ich
habe es etwas anders gelesen und interpretiert als Sie. Der kritischste Satz
steht für meine Begriffe im zweiten Absatz der Vorbemerkung, wonach sich
die rechtliche Zulässigkeit des Einsetzungsantrags nicht abschließend beur-
teilen lässt. 

Wir haben ein zweites Gutachten von e i n e m Verfassungsrechtler, der aber
sicher mit zu den renommiertesten gehört. Dieses Gutachten stellen wir 
Ihnen auch gern zur Verfügung. Es stammt von Professor Paul Kirchhof aus
Heidelberg.

Ich lege schon noch Wert auf die Feststellung, dass das Gutachten der Land-
tagsverwaltung doch ganz anders ausfällt, als es Ihre Fraktionsvorsitzende in
der letzten Plenarsitzung zu diesem Thema sagte. Ich weiß nicht, auf welcher
Grundlage sie die Landtagsverwaltung zitiert hat. Auch daran würde ich jetzt
das Maß etwas festlegen wollen. 

Ich gehe davon aus, dass es gute Übung ist, dass wir Ihnen das Gutachten
(von Professor Kirchhof) zur Verfügung stellen. Wir werden es auch so ma-
chen.

Zu Ihrer Eingrenzung, Herr Kollege: Sie haben ja vorhin selbst gesagt, es sei
Ihr Recht, den Antrag zu formulieren und ihn gegebenenfalls auch zu ändern.
Deshalb werde ich Ihnen im ersten Statement jetzt sicher nichts vorschreiben
und in Ihrem Antrag nicht schon irgendwo Veränderungen vornehmen.

Wir sehen aber auch bei einer weiteren Begrenzung des Untersuchungsauf-
trags Fragen auf uns zukommen. Denn der Untersuchungsausschuss wird ja
versuchen, im Wesentlichen durch Befragung von Regierungsmitgliedern
und deren Mitarbeitern zu Erkenntnissen zu gelangen. Ob es gelingen kann,
den Untersuchungsauftrag so einzuengen, dass der Ausschuss nicht zur Farce
wird und dass auch der wechselseitigen Organtreue zwischen Parlament und
Regierung nicht widersprochen werden muss, scheint mir doch relativ frag-
lich. Wir wollen doch sicher keinen Untersuchungsausschuss, der zwar läuft
und dessen Auftrag eingegrenzt ist, bei dem aber nach den Regeln der Straf-
prozessordnung permanent jemand die Aussage verweigert oder irgendje-
mand einschreiten muss. Dann würde der Untersuchungsausschuss vollends
zur Farce verkommen. 

Ein Abgeordneter der SPD: Wir sehen von uns aus auch keine Veranlassung
zur Eingrenzung oder Reduzierung des Antragsinhalts. Das ist ja aufgrund
der Präsidiumssitzung und der Stellungnahme des Präsidenten geschehen. Da
wurden ja Korrekturen vorgenommen.
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Zu dem Gutachten, das Sie, Herr Kollege, erwähnt haben: Wir würden es na-
türlich gern zur Kenntnis bekommen, wenn Sie es uns übermitteln wollen.
Dem schließt sich vielleicht die Frage an, wer dieses Gutachten in Auftrag
gegeben hat. Das spielt ja für die Bewertung eines Gutachtens auch eine Rol-
le.

Wir selbst zweifeln ja überhaupt nicht an der Objektivität der Landtagsver-
waltung. Dieses Gutachten hat natürlich den Respekt vor der Komplexität
des Sachverhalts vermittelt, die wir alle im Detail zunächst einmal zur Kennt-
nis nehmen müssten. Es sind sicher viele einzelne Vorgänge, und es ist wahr-
scheinlich niemandem von uns möglich, alle diese Vorgänge in ihrem tat-
sächlichen Geschehensablauf zu bewerten. 

Aber einer Frage kann man sich wohl nicht verschließen. Da gehe ich jetzt
einmal auf die Stellungnahme der Landtagsverwaltung ein. Dort steht zum
Thema „Kabinettsbeschluss vom 9. Oktober 2006“ klipp und klar:

Die Landesregierung hat nämlich im Anschluss daran ihre darin festgeleg-
te Haltung dem Landtag und der Öffentlichkeit präsentiert …

Dann stellt das Gutachten fest:

Soweit die Landesregierung von sich aus öffentlich ihre zwischenzeitliche
Beschlusslage und ihre Verhandlungsziele dargelegt hat, würde sie sich in
Widerspruch zu ihrem früheren eigenen Verhalten setzen, wenn sie jetzt un-
ter Berufung auf den Grundsatz der Ex-post-Kontrolle die Auskunft ver-
weigern wollte. Dies erscheint unter dem rechtlichen Gesichtspunkt des
„venire contra factum proprium“ zumindest fraglich.

Ich glaube, mit diesem gewichtigen rechtlichen Argument müsste man sich
schon auseinander setzen. Es unterstellt nach unserer Interpretation, dass es
sich insoweit, was die Darstellung des Kabinettsbeschlusses in der Öffent-
lichkeit angeht, um einen abgeschlossenen Vorgang handelt und dieser – mit
Hinweis auf die entsprechenden Kommentierungen – auch einem Unter-
suchungsauftrag zugänglich ist. 

Die konkrete Frage lautet also: Wer hat das Gutachten (von Professor Kirch-
hof) in Auftrag gegeben, und wie stellen Sie sich zu dem rechtlichen Ge-
sichtspunkt „abgeschlossener Sachverhalt“, jedenfalls soweit es diese Kabi-
nettsentscheidung betrifft? Insoweit hat die gutachtliche Stellungnahme der
Landtagsverwaltung ja schon eine recht klare Position formuliert.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Die Stellungnahme der Landtags-
verwaltung lässt ja doch viele Deutungen offen. Als Nichtjurist war mir klar,
dass es, wenn heute Juristen aufeinander treffen, mindestens vier Meinungen
gibt. So eindeutig wie das Gutachten, das aus Heidelberg kommt, scheint
auch jedenfalls dieses Gutachten zu sein.

Unabhängig davon stehen wir vor dem Fall, dass sich der Ständige Ausschuss
jetzt wohl – wenn ich die Äußerungen der mir gegenüberliegenden Seite so
interpretieren darf – gegen den Untersuchungsausschuss wendet. Deshalb
möchte ich schon einmal fragen – das müssen Sie als Ausschussvorsitzender,
der ja auch der Mehrheitsfraktion im Landtag angehört, uns sicherlich erklä-
ren können –: Wie ist das weitere Prozedere? Wie ist der weitere Ablauf? Was
passiert mit dem Ausschuss? Welche Auswirkungen hat dieser Beschluss? All
das ist für uns und für die Öffentlichkeit ja eigentlich wesentlich wichtiger,
als dass wir uns jetzt über Gutachten unterhalten, die uns nicht einmal vorlie-
gen. Von daher würde ich Sie, Herr Vorsitzender, bitten, uns einmal zu sagen,
wie es nach Ihrer Meinung jetzt weitergeht. Denn mein Verdacht, den ich
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schon letzte Woche äußerte, ist, dass man das Ganze um eine Woche ver-
schiebt und man den Untersuchungsausschuss dann doch einsetzen wird.
Dann stellt sich jetzt schon die Frage, warum man das Ganze eigentlich ver-
anstaltet.

Der Vorsitzende: Wenn man das Untersuchungsausschussgesetz liest, dann
stellt sich die Sache so dar: In der vergangenen Woche, am Mittwoch, hat der
Landtag die Sache an den Ständigen Ausschuss überwiesen, weil der Landtag
mehrheitlich Zweifel über die Zulässigkeit eines Untersuchungsausschusses
hatte. Jetzt geht es darum, dass der Ständige Ausschuss heute eine gutacht-
liche Äußerung abgibt – so, wie es auch in der Einladung steht –, und dass
der Landtag dann in seiner Sitzung am Donnerstag über den Untersuchungs-
ausschuss entscheiden wird. Unsere Aufgabe hier ist eigentlich nur, eine gut-
achtliche Äußerung auf die Frage zu geben: Ist der Untersuchungsausschuss
entsprechend dem Antrag der SPD-Fraktion rechtlich zulässig oder unzuläs-
sig? Dies allein ist heute unsere Aufgabe.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Verstehe ich das Gesetz dann rich-
tig, dass dann am Donnerstag wieder der Minderheitenschutz zum Zuge
kommt? 

Der Vorsitzende: Die Verfassung sagt in Artikel 35 Abs. 1: 

Der Landtag hat ... auf Antrag von ... die Pflicht, Untersuchungsausschüs-
se einzusetzen ...

es sei denn, der Untersuchungsausschuss als solcher wäre rechtlich unzuläs-
sig und der Landtag bzw. die Landtagsmehrheit würde der Auffassung des
Ständigen Ausschusses folgen, falls wir zu dieser Auffassung kämen. Dann
würde der SPD-Fraktion einzig und allein der Gang zum Staatsgerichtshof
bleiben, und der Staatsgerichtshof müsste dann darüber befinden, ob der
Untersuchungsausschuss rechtlich zulässig ist oder nicht.

Ein Abgeordneter der SPD: Vielen Dank. Insoweit ist, glaube ich, das Proze-
dere auch klar. „Gutachtliche Äußerung“ eines Ausschusses ist natürlich ein
Terminus, der in sich fast widersprüchlich scheint, weil wir hier ja ein plural
zusammengesetztes Gremium sind und es unterschiedliche Einschätzungen
gibt. Das haben wir ja schon festgestellt. 

Deshalb habe ich die Frage, Herr Vorsitzender: Was wird konkret in das Ple-
num eingespeist? Gibt es eine Art Beschlussvorlage, wie das bei Ausschüssen
üblich ist, oder gibt es ein Protokoll über diese Sitzung, das dann dem Parla-
ment zugeleitet wird? Eine gutachtliche Stellungnahme und eine Beschluss-
vorlage sind möglicherweise zweierlei Dinge. Meine Frage ist: Werden wir
jetzt eine Beschlussvorlage beschließen, oder in welcher Form ergeht das Vo-
tum des Ausschusses, der sich hier zur Rechtmäßigkeit der Einsetzung des
Untersuchungsausschusses äußern soll?

Der Vorsitzende: Ich habe folgenden Beschlussvorschlag, der von der Land-
tagsverwaltung vorbereitet worden ist: 

Der Ständige Ausschuss vertritt die Rechtsauffassung, dass der Antrag von
35 Mitgliedern der Fraktion der SPD und der Fraktion der SPD, Druck-
sache 14/577, aus den aus dem Sitzungsbericht 

6



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 14 / 696

– das sind die Verhandlungen, die wir hier haben –

ersichtlichen Gründen unzulässig 

– oder zulässig –

ist.

Dann müssen wir über die Frage abstimmen, ob der Antrag zulässig oder un-
zulässig ist.

Ein Abgeordneter der SPD: Das war meine Frage. Es ging darum, wie man
prozediert.

(Unruhe)

Ein Abgeordneter der CDU: Ich möchte auch noch einmal zum Kollegen der
Fraktion GRÜNE sagen: Wir beschließen heute nicht, ob der Untersuchungs-
ausschuss zustande kommt oder nicht zustande kommt. Unsere Fraktion hat
zu diesem Thema noch nicht getagt. Ich weiß nicht, wie das bei Ihnen ist. 
Es gäbe ja durchaus auch Varianten, die trotz des Votums des Ständigen 
Ausschusses ein Zustandekommen des Untersuchungsausschusses möglich
machen würden.

(Eine Abgeordnete der SPD: Welche? – Ein Abgeordneter der SPD: Sprechen
Sie sie doch hier an!)

– Man kann gewisse rechtliche Bedenken auch zurückstellen. Ich sage das
jetzt einfach einmal als theoretisches Gedankenmodell. Man kann eine Prü-
fung der Unzulässigkeit bis hin zum Staatsgerichtshof betreiben, oder man
kann politisch auch anders handeln. Das ist für meine Begriffe hier nicht un-
ser Thema.

Dann, Herr Kollege von der SPD, möchte ich sagen: Niemand behauptet,
dass es Anfang Oktober keinen Kabinettsbeschluss gegeben habe. Das wird
nicht bestritten. Aber die Frage ist doch, welche Endgültigkeit dieser Be-
schluss hatte. Dann würde nämlich der Rechtssatz „venire contra factum pro-
prium“ deutlich stärker greifen. 

Und es ist doch auch die Frage, ob jetzt Fakten geschaffen wurden, die später
nicht mehr verändert werden können. Da erinnere ich an eine verbindliche
Aussage des Ministerpräsidenten, der sagte: Bevor es einen Vergleichsab-
schluss mit dem Haus Baden gibt, wird sich das Parlament damit befassen.
Auf dieser Grundlage sehe ich auch das, was die Landtagsverwaltung an die-
sem Punkt als Argument angeführt hat, etwas abgemildert. 

Der Vorsitzende: Gibt es weitere Wortmeldungen? – Bitte.

Ein Abgeordneter der SPD: Ich habe nur eine kleine Erwiderung. Diese abge-
schlossenen Vorgänge, auf die wir uns berufen, wurden von uns natürlich
auch schon entsprechend dargestellt. Unsere Fraktionsvorsitzende hat das ja
in den Landtagsdebatten sowie ein Abgeordneter der SPD in einer Replik auf
den Wissenschaftsminister deutlich gemacht. Es sind ja Aktivitäten der Lan-
desregierung entfaltet worden, und zwar konkret ablesbare Aktivitäten. Man
denke nur einmal an das Prozedere bei der Landesstiftung und ähnliche Din-
ge. Man denke auch an die Öffentlichkeitsarbeit, die sich daran angeschlos-
sen hat. 
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Ich glaube, es gibt gewichtige Argumente, die zumindest dafür sprechen,
dass ein Teilabschluss eines Komplexes erfolgt ist. Das dürfte nach moder-
nem Verfassungsverständnis und auch nach der Kommentierung bei Maunz/
Dürig/Herzog – das ist der renommierteste Grundgesetzkommentar – wohl
ausreichen. 

Wir haben, Herr Kollege von der CDU, in Untersuchungsausschüssen immer
das Problem, dass die Sachverhalte sich weiterentwickeln. Nehmen Sie zum
Beispiel den Atomuntersuchungsausschuss: Auch dort wurden Missstände
proklamiert. Die Landesregierung hat aber dann in Teilbereichen versucht,
Abhilfe zu schaffen, personelle Entscheidungen zu treffen und Sicherheits-
vorgaben zu erhöhen. Das heißt, das politische Handeln findet häufig parallel
zur Aufklärungsarbeit eines Ausschusses statt. So kann es auch hier sein.

Gegenstand unseres Antrags ist ja nicht, was die Regierung jetzt und künftig
tut, sondern das, was sie bisher getan hat und auf welchen Grundlagen, auf
welchen Erkenntnissen dies beruht. Wir haben im politischen Geschäft in der
Regel immer das Problem, dass ein Sachverhalt vorliegt, aber Elemente die-
ses Sachverhalts in der politischen Arbeit natürlich weiter behandelt und be-
arbeitet werden. Das steht der Zulässigkeit des Antrags, glaube ich, nicht ent-
gegen. Wir sehen hier schon gewichtige Argumente für die Annahme, dass
wir es mit abgeschlossenen Vorgängen – natürlich nicht des gesamten Sach-
verhalts, aber von Teilsachverhalten – zu tun haben.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Ich bin ebenfalls der Meinung, dass die
Nahtstelle zwischen einem abgeschlossenen Sachverhalt und einem nicht ab-
geschlossenen Sachverhalt natürlich ganz eng ist. Auf diesem Grat bewegen
wir uns. Das ist das große Problem. Das sieht auch die Landtagsverwaltung
ganz klar, wenn sie zum Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung
schreibt:

Mit der Rechtsfigur des Kernbereichs exekutiver Eigenverantwortung soll
die Funktionsfähigkeit von Regierung und Verwaltung sichergestellt wer-
den. 

Das heißt, durch einen Untersuchungsausschuss – das ist das, was Sie eben
gesagt haben – kann ich Regierungshandeln nicht ersetzen.

(Ein Abgeordneter der SPD: Das tun wir nicht!)

– Das wäre es ja quasi, 

(Ein Abgeordneter der SPD: Nein!)

wenn neben dem Regierungshandeln der Untersuchungsausschuss tagt und
immer wieder sagt: „So geht es nicht.“ 

(Ein Abgeordneter der SPD: Deshalb haben wir ja den Schnitt gemacht!)

Dann würde der Untersuchungsausschuss neben der Regierung arbeiten 

(Ein Abgeordneter der SPD: Das haben Sie missverstanden! – Zuruf eines
Abgeordneten der Fraktion GRÜNE)

und das Regierungshandeln dann quasi begleiten. Dazu sagt die Stellung-
nahme: Gerade das soll nicht sein.

(Ein Abgeordneter der SPD: Da haben Sie uns missverstanden! – Gegenruf
eines Abgeordneten der CDU: Was ist dann der Zweck des Untersuchungs-
ausschusses? Das ist doch ein Witz!)
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Vielleicht wären Sie gut beraten gewesen, mit diesem Antrag abzuwarten
oder ihn gar nicht zu stellen.

Ein Abgeordneter der SPD: Wir haben natürlich immer den Einwand gehört:
„Wartet doch ab.“ Ich glaube, es ist nicht im Interesse parlamentarischer
Kontrolle und parlamentarischer Arbeit, sehenden Auges zu warten, bis ein
Kind in den Brunnen gefallen ist. Was wir anstreben sind Aufklärungen be-
züglich der Sachverhalte in der Vergangenheit. Das Regierungshandeln nach
dem Einsetzen dieses Untersuchungsausschusses ist frei und – außerhalb der
parlamentarischen Spielregeln – auch nicht unserem Einfluss ausgesetzt. Das
heißt, die Regierung handelt weiter. Wir prüfen das, was bis zur Einsetzung
des Untersuchungsausschusses gelaufen ist, und können feststellen, ob das
aus unserer Sicht rechtens war, ob das wirtschafts- und finanzpolitisch ord-
nungsgemäß war, ob dies korrekt war, ob da die Wahrheit gesagt wurde. Das
sind ja die Dinge, die man dann in einem Untersuchungsausschuss aufklären
kann. Das alles sind Fragen, die sich auf die Vergangenheit beziehen, auf
Vorgänge, die vor der Einsetzung des Untersuchungsausschusses liegen. Das
Regierungshandeln geht weiter und ist nicht Gegenstand dieses Unter-
suchungsausschusses. 

Der Vorsitzende: Vielen Dank. – Nun hat sich noch ein Abgeordneter der
Fraktion GRÜNE zu Wort gemeldet.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Nachdem es jetzt doch sehr um die
Zulässigkeit und um formale Fragen geht, habe ich einfach noch einmal eine
formale Frage. Wenn Ihre Auffassung zutrifft, dass der Sachverhalt dann ge-
gebenenfalls dem Staatsgerichtshof zur Prüfung vorgelegt wird, dann kommt
es jetzt auch darauf an, dass wir uns als Ausschuss darüber im Klaren sind,
was wir jetzt hier machen.

Ich habe zu dieser Sitzung eine Einladung bekommen, die vom Vorsitzenden
unterzeichnet ist. Da heißt es: 

Gutachtliche Äußerung zum Antrag der Fraktion der SPD

Nun ist einfach meine Frage, Herr Vorsitzender: Was ist denn dann die gut-
achtliche Äußerung? Ich habe jetzt eine gutachtliche Stellungnahme der
Landtagsverwaltung vorliegen. Ich weiß seit wenigen Minuten, dass es ein
Gutachten eines Verfassungsrechtlers gibt. Dankenswerterweise haben wir
auch noch erfahren dürfen, wer das ist. 

Jetzt ist einfach die Frage: Ist jetzt die Sitzungsniederschrift die gutachtliche
Äußerung, und würden Sie dieser Sitzungsniederschrift den Begriff „gutacht-
liche Äußerung“ zuordnen wollen? Das ist doch die Frage, um die es jetzt
geht. Denn wenn dem nicht so ist, dann müssen wir uns darauf verständigen,
was denn nun die gutachtliche Stellungnahme sein soll. Die gutachtliche Stel-
lungnahme des Juristischen Dienstes der Landtagsverwaltung – die Stellung-
nahme von Professor Kirchhof kenne ich jetzt nicht – setzt sich ja doch sehr
dezidiert mit verfassungsrechtlichen Fragen auseinander. Jetzt gibt es ein
Gegengutachten, wenn ich das so sagen darf, oder ein Präzisierungsgutach-
ten, wie auch immer; ich kenne es ja inhaltlich nicht. Ich muss jetzt einfach
dem Kollegen von der CDU Glauben schenken, dass das so ist, wie er es vor-
getragen hat. Das tue ich jetzt einmal.

Professor Kirchhof kommt dort offensichtlich zu einer eindeutigen Auffas-
sung, während ich das aus dem Gutachten der Landtagsverwaltung nicht
schließen kann. Ich habe das gestern bekommen. Ich habe es extra noch ein-
mal mühsam zwei Stunden lang in Ruhe durchgearbeitet und habe versucht,
die Quintessenz zu erkennen und für mich als Abgeordneter eine Schlussfol-
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gerung daraus zu ziehen. Ich habe mich darum bemüht, dass ich das über-
haupt kann. Das muss ja auch der gesamte Ausschuss können; sonst kann er
meines Erachtens keine gutachtliche Stellungnahme abgeben. 

Wenn der Ständige Ausschuss aber keine gutachtliche Stellungnahme abge-
ben kann, dann stehen wir im Prinzip an demselben Punkt, an dem wir in der
letzten Woche im Plenum standen. Deswegen stelle ich einfach meine Frage
nach Präzisierung. Denn wenn es so weit kommt und Sie die Auffassung
durchsetzen, dass es bezüglich der Einsetzung dieses Ausschusses keinen
Minderheitenschutz gibt und das vom Staatsgerichtshof geprüft werden soll,
dann muss der Staatsgerichtshof natürlich auch prüfen, welche Qualität diese
Beschlussfassung bzw. diese gutachtliche Äußerung, die hier in der Einla-
dung bezeichnet wird, hat und was für eine Rechtsqualität dieser Stellung-
nahme dieses Ständigen Ausschusses zugeordnet wird.

Der Vorsitzende: Vielen Dank, Herr Kollege. Ihre Fragen kann man nur noch
einmal anhand des Gesetzes beantworten. § 1 Abs. 3 des Untersuchungsaus-
schussgesetzes sieht vor, dass der Antrag auf Einsetzung an den Ständigen
Ausschuss überwiesen werden kann. Der Ständige Ausschuss beschließt ei-
nen Tenor, wenn man so will, und die Begründung dafür ist die Sitzungsnie-
derschrift. Wie soll man es anders machen? Das wäre im Prinzip die Vorge-
hensweise. 

Es ist unsere Aufgabe, darüber jetzt Beschluss zu fassen. Ich frage jetzt: Gibt
es noch Wortmeldungen? 

Ein Abgeordneter der CDU: Wir wollen schon, dass die Inhalte des Gutach-
tens von Professor Kirchhof auch hier einfließen und Beratungsgegenstand
werden. Ich frage jetzt nach einer geeigneten Form. Soll ich das hier erläu-
tern? 

(Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Dann brauchen wir uns hier gar
nicht zu treffen! – Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Dann
müssen wir uns in drei Stunden noch einmal treffen, damit wir das vorher
lesen können! – Ein Abgeordneter der SPD: Das kann er doch jetzt erläu-
tern! Das würde mich auch interessieren! – Ein Abgeordneter der Fraktion
GRÜNE: Machen wir jetzt eine Sitzungsunterbrechung? – Gegenruf eines
Abgeordneten der CDU: Ja, genau!)

Der Kollege von der Fraktion GRÜNE hat gerade nicht zu Unrecht gesagt, er
wolle sich ein umfassendes Bild machen. Wenn es dazu geeignet ist, dann
kann ja das Gutachten zur Verfügung gestellt werden, oder ich kann das hier
vortragen oder wie auch immer.

Der Vorsitzende: Ich würde vorschlagen, wenn ich das vielleicht sagen darf 
– vielleicht können wir dann ja eine Einigung erzielen –, dass Sie das Gut-
achten von Professor Kirchhof dem Ausschuss zur Verfügung stellen. Man
kann es ja jetzt kopieren und verteilen lassen. Es kann dann auch dem Proto-
koll als Material angeheftet werden. (Das Gutachten ist dem Bericht als An-
lage 2 beigefügt.)

(Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Wer war denn der Auftraggeber?
– Gegenruf eines Abgeordneten der CDU: Die CDU-Fraktion! – Glocke
des Vorsitzenden)

Aber es ist selbstverständlich nicht die Aufgabe eines Parlamentsausschusses,
aus dem Ganzen jetzt in einer mehrtägigen Tagung wie ein Staatsgerichtshof
ein Gutachten zu verfassen. Das kann nur in dieser Form gemacht werden.
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Ein Abgeordneter der CDU: Wir können das doch auf einen Kern bringen.
Ich bin kein Jurist. Deshalb versuche ich, die Dinge auf den Kern zu bringen. 

Die Frage ist doch ganz einfach: Handelt es sich bisher um ein abgeschlosse-
nes Regierungshandeln? Wenn ich das mit Ja beantworte, dann mag der An-
trag von Ihrer Seite richtig sein. Wenn ich das mit Nein beantworte – was wir
tun –, dann sage ich: Das ist ein laufender Vorgang. Dazu sagte Ihr Parteikol-
lege Wiefelspütz in seinem Buch „Das Untersuchungsausschussgesetz“ (Ba-
den-Baden, 2003):

Laufende Vorgänge sind grundsätzlich einer parlamentarischen Unter-
suchung entzogen.

Darum geht es im Kern, um nichts anderes. Das ist der Gegensatz, den wir
haben. Das bewerten Sie jetzt anders als wir. Nun kann jeder noch einmal das
Gutachten lesen, aber es wird im Kern bei dieser Frage bleiben.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Der Kollege von der SPD sagte vorhin, das
Regierungshandeln sei abgeschlossen. Das kann natürlich nicht der Fall sein,
weil das ganze Handeln hier ja möglicherweise auf den Abschluss eines Ver-
gleiches gerichtet sein soll. Die Zusage des Ministerpräsidenten, dass dieser
Vergleich nicht abgeschlossen wird – worüber auch im Parlament debattiert
wurde –, ist ja im Plenum gegeben worden. Insofern ist das eindeutig nicht
endgültig abgeschlossen.

Inwiefern sich irgendwelche Dinge bereits so verfestigt haben, dass man von
„Elementen eines Handelns“ und von einzelnen Teilbereichen sprechen kann,
ist rechtlich, wie gesagt, außerordentlich schwierig zu beurteilen. Das können
wir auch nicht abschließen.

Aber eines ist sicher: Abgeschlossen ist das Ganze natürlich erst mit dem Ab-
schluss eines Vergleiches. Da ist die Lage natürlich eindeutig: Einen Ver-
gleich gibt es nicht.

(Ein Abgeordneter der SPD: Und wenn es keinen gibt?)

Ein weiterer Abgeordneter der FDP/DVP: Ich wundere mich ein bisschen
darüber, wieso auf Ihrer Seite – jetzt gebe ich den Ball wieder hinüber –, wie
Sie gesagt haben, über das Gutachten von Kirchhof teilweise Aufregung
herrscht.

(Ein Abgeordneter der SPD: Wir kennen es ja noch gar nicht! Darüber re-
gen wir uns auch gar nicht auf! – Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE:
Es kann keine Aufregung über etwas herrschen, was man noch gar nicht
kennt!)

Herr Kollege von der Fraktion GRÜNE, Sie haben doch auch die Möglich-
keit gehabt, ein Gutachten in Auftrag zu geben und daraus zu zitieren. Warum
denn nicht? Das ist doch das Recht einer jeden Fraktion.

(Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Für eine so kurze Zeit im Parla-
ment ist das schon ziemlich viel Arroganz!)

– Bitte? 

(Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Für eine so kurze Zeit im Parla-
ment sollte man nicht schon so arrogant die Macht heraushängen lassen! –
Glocke des Vorsitzenden)

Der Vorsitzende: Der Abgeordnete der FDP/DVP hat das Wort.
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Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Das war bereits mein Anliegen. Jeder hat
das Recht, ein Gutachten in Auftrag zu geben. 

(Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Aber wir wollen ja auch keines
an dieses Gutachten anhängen!)

– Das können Sie natürlich. – Ich rege mich da nicht auf. Die CDU wollte 
sichergehen und wollte sich verständigen und schauen, ob wir denn auf dem
richtigen Weg sind, und hat ein Gutachten in Auftrag gegeben. Das ist kein
Grund, sich darüber aufzuregen.

(Unruhe)

Ein Abgeordneter der SPD: Wir haben kein Gutachten in Auftrag gegeben,
weil wir bei der Antragstellung natürlich zu Recht davon ausgegangen sind,
dass die SPD-Fraktion fest auf dem Boden der Landesverfassung steht. 

Der Kollege von der CDU hat vorhin auf Frage eines Kollegen der Fraktion
GRÜNE bilateral geantwortet, dass die CDU-Fraktion das Gutachten in Auf-
trag gegeben habe. Ich weiß jetzt nicht, ob das Eingang ins Protokoll gefun-
den hat. Wir gehen jedenfalls davon aus: Sie haben das in Auftrag gegeben.

Ein Abgeordneter der CDU: Dann möchte ich bitte, dass kurz danach ins Pro-
tokoll kommt, dass der Landtagsdirektor an den Vorsitzenden geschrieben
hat, dass die gutachtliche Stellungnahme des Juristischen Dienstes im Auf-
trag des Landtagspräsidenten auf die an den Landtagspräsidenten gerichtete
Bitte des parlamentarischen Geschäftsführers der SPD-Fraktion hin erstellt
worden ist. 

Der Vorsitzende: Gut. Das alles kann man ins Protokoll aufnehmen. 

(Ein Abgeordneter der CDU: Sehr gut!)

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Es ist schon ein Unterschied, ob
man ein Gutachten in Auftrag gibt, um sich seine eigene Meinung zu bilden,
oder ob man, wie man es jetzt vonseiten der CDU und der FDP/DVP möchte,
das Gutachten praktisch einem Beschluss anheften möchte. Das geht natür-
lich nur, wenn alle Fraktionen vorher zumindest die Möglichkeit hatten, die-
ses Gutachten einzusehen.

(Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Wieso denn? Sie waren nicht Auftrag-
geber!)

Deshalb beantrage ich jetzt, Herr Vorsitzender, dass uns das Gutachten zur
Verfügung gestellt wird 

(Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Das muss die CDU entscheiden, ob das
zur Verfügung gestellt wird!)

und wir die Sitzung für eine halbe Stunde unterbrechen.

Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Herr Vorsitzender, wir haben ja jetzt eine
Reihe von Argumenten ausgetauscht. Die Rechtslage bleibt sicherlich
schwierig. Aber eines ist aus unserer Sicht sicher: Wir werden in einer halben
Stunde nicht so dramatisch viel schlauer, als dass wir die Sache nicht jetzt
entscheiden könnten.

Der Vorsitzende: Vielen Dank. Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das ist
nicht der Fall. Gibt es Anträge? – Dies ist nicht der Fall.
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(Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Natürlich! Einen Antrag gibt es!)

– Bitte schön.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Es gibt den Antrag, dass wir das
Gutachten zur Verfügung gestellt bekommen und die Sitzung für eine halbe
Stunde unterbrochen wird, damit man das in Ruhe lesen kann. Das hätte man
vermeiden können, wenn man uns das Gutachten eine Stunde vor der Sitzung
zur Verfügung gestellt hätte.

Der Vorsitzende: Ich würde sagen, das ist ein Gutachten, welches die CDU
für ihre interne Meinungsbildung in Auftrag gegeben hat. Die CDU ist bereit,
dieses Gutachten den Abgeordneten der anderen Parteien zur Verfügung zu
stellen. Wir haben jetzt über den Antrag des Abgeordneten der Fraktion
GRÜNE zu entscheiden, die Sitzung für eine halbe Stunde zu unterbrechen,
um Gelegenheit zu haben, dieses Gutachten in dieser halben Stunde zu lesen.

(Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Von mir aus auch 20 Minuten!)

– Nein, eine halbe Stunde hatten Sie beantragt. – Wer stimmt diesem Antrag
zu? – 17. Alle. Damit ist dieser Antrag angenommen. Dann unterbreche ich
die Sitzung bis 12:10 Uhr. Einverstanden? – Pünktlich um 12:10 Uhr finden
wir uns hier wieder ein. Das Gutachten wird noch kopiert und sofort verteilt.
Sie müssen hier bleiben, dann bekommen Sie das Gutachten.

(Unterbrechung der Sitzung: 11:43 bis 12:02 Uhr)

Der Vorsitzende: Ich stelle fest, dass alle Mitglieder des Ständigen Ausschus-
ses wieder im Saal sind. Wenn Sie alle damit einverstanden wären, könnten
wir fortfahren, obwohl es noch nicht 12:10 Uhr ist. – Ich darf die 6. Sitzung
des Ständigen Ausschusses fortsetzen.

Ein Abgeordneter der SPD: Zunächst vielen Dank für die Überlassung des
Gutachtens. Dazu habe ich zwei Bemerkungen zu machen und im Anschluss
noch eine Frage stellen.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass das Gutachten die bisherigen Bewertungen,
Rechtsprechung und Literatur referiert. Es kommt in dem wesentlichen
Punkt, was die Abgeschlossenheit von Vorgängen angeht, zu einem anderen
Ergebnis als wir. Wesentlich neue Argumente gegenüber dem, was bisher dis-
kutiert wurde, kann ich dem Gutachten nicht entnehmen. Es stützt Ihre
Rechtsauffassung. Wir bleiben bei unserer Rechtsauffassung. Wir sehen es
anders.

Insbesondere der Gesichtspunkt, der angesprochen wird, dass sozusagen die
Publizität den laufenden Verhandlungen im Hinblick auf ein anzustrebendes
Verhandlungsergebnis eher schaden würde, vermag uns nicht zu überzeugen,
weil letztlich ja die Regierung selbst diese Publizität geschaffen hat. Sie hat
ihren Kabinettsbeschluss ja öffentlich bekannt gegeben, hat ihn publik ge-
macht und dann Weichen im Hinblick auf Finanzierung etc. gestellt. Also
dieses Argument, das ja unter anderem als wesentliches angeführt wird, über-
zeugt uns nicht. Wir bleiben bei unserer Rechtsauffassung.

Zweite Bemerkung: Am Schluss des Gutachtens, auf der Seite 12, steht:

Demokratie erschöpft sich nicht in der parlamentarischen Kontrolle, stützt
sich vielmehr wesentlich auch auf die Kritik von Öffentlichkeit und Me-
dien. Soweit hier öffentliche Kritik wirksam geworden ist, rechtfertigt diese
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demokratische Effizienz nicht eine parlamentarische Untersuchung, dürfte
sie eher erübrigen.

Wir halten diese Einschätzung vor dem Hintergrund der Rolle des Parlaments
und nach unserem eigenen Selbstverständnis eher für abträglich. Es scheint
sich hier eher der Eindruck aufzudrängen, dass es nur eines genügenden
außerparlamentarischen Erregungszustands bedarf, um parlamentarische
Kontrolle – und sei es im Wege eines Untersuchungsausschusses – überflüs-
sig zu machen. Dieses Rollenverständnis des Parlaments haben wir nicht.

Jetzt die Frage an Sie, Herr Staatssekretär: Dieses Gutachten datiert vom
11. Dezember. Es wurde – und das steht auch so drin – im Auftrag der CDU-
Fraktion gefertigt. Frage: Es gab ein Gutachten des Wissenschaftsministeri-
ums, das ja in den Beratungen und auch im Plenum schon erwähnt wurde
oder eine gewisse Rolle gespielt hat. Gibt es dieses Gutachten? Wer hat es in
Auftrag gegeben? Wer hat es erstellt? Fußt das Gutachten, das jetzt vorliegt,
auf jenem Gutachten, oder hat es gar denselben Autor? Das wären die Fra-
gen, die wir zur Bewertung des Gutachtens insgesamt noch hätten.

Ein Abgeordneter der CDU: Herr Kollege Stickelberger, erlauben Sie mir bit-
te noch zwei, drei Bemerkungen. Zum einen sehe ich natürlich in vielen
Punkten unsere bereits vorgebrachte Argumentation als erhärtet und als
wiederholt an. Aber ich möchte schon auf zwei inhaltliche Punkte Wert le-
gen: zum einen die Lehre von der Verantwortungsreife. Da sollten wir schon
noch einmal ansetzen. Die Lehre von der Verantwortungsreife sagt, dass par-
lamentarisches Handeln dann, zu dem Zeitpunkt notwendig ist, wenn Schlim-
meres verhütet werden kann, und dass es später nicht mehr möglich wäre,
und dass dann auch ein Untersuchungsausschuss gerechtfertigt ist.

Hier ist es aber so – und da beziehe ich mich noch einmal ausdrücklich auf
die Aussage des Ministerpräsidenten –, dass das Parlament das letzte Wort
hat. Mehr kann man, denke ich, an Macht des Parlaments nicht verlangen.

Zum Zweiten ist für mich ein neuer Aspekt gewesen, dass Professor Kirchhof
hier auch stark auf das Thema der Verhältnismäßigkeit der Mittel abhebt. Er
sagt ja nicht, dass die öffentliche Kritik jegliche parlamentarische Kontrolle
überflüssig machen würde, sondern er sagt vielmehr, dass die parlamenta-
rische Untersuchung nach den strengen Kriterien des Untersuchungsaus-
schussgesetzes hier nicht verhältnismäßig ist und dass Aufklärung durch par-
lamentarische Mittel, die auch schon von anderer Seite genannt wurden und
die Ihnen hinlänglich bekannt sind, möglich ist. In dieser Kategorie wird
auch von uns Aufklärung verlangt werden. Genauso steht es natürlich auch
Ihnen offen.

Zur Publizität möchte ich schon noch einen graduellen Unterschied machen,
ob man gegenüber der Öffentlichkeit äußert, dass man x Millionen € durch
drei Säulen finanzieren möchte, oder ob es jetzt hier im Untersuchungsaus-
schuss darum geht, jeden Kunstgegenstand zu bewerten, die Listen zu veröf-
fentlichen und unter Umständen darauf zu kommen, dass das Volumen, das
noch strittig ist, deutlich niedriger oder deutlich höher ist, auf jeden Fall zu
einem Ergebnis zu kommen, das die Verhandlungsposition des Landes stark
beeinflussen würde, mit hoher Wahrscheinlichkeit sogar negativ beeinflussen
würde.

Nur so kann ich Ihre Einlassung interpretieren, dass Sie eben auch die Be-
wertungen verändern wollen. Sie gehen ja einmal auf den Betrag 300 Millio-
nen € ein; da steckt das für meine Begriffe dahinter. Wenn das öffentlich wür-
de, wäre das etwas völlig anderes, als wenn ich sage: Wir haben drei Säulen:
ein Drittel daraus, ein Drittel daraus und ein Drittel daraus.
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Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Wie ich eingangs schon sagte, kommt ja die
Landtagsverwaltung in ihrer Äußerung eigentlich zu dem Ergebnis, dass sich
nicht abschließend beurteilen lässt, ob die Einsetzung rechtlich zulässig ist.
Ich bin aufgrund eigener Prüfungen – das wird niemanden verwundern –
auch nicht wesentlich weiter gekommen. Wir haben aber das Gutachten von
Professor Kirchhof vorliegen, dessen Ruf unbestritten ist und der lange Zeit
im Bundesverfassungsgericht wesentliche Urteile – – Ich brauche das hier
nicht auszuführen. Deswegen haben wir nicht den Hauch eines Grundes, dar-
an zu zweifeln, dass es so ist, wie er schreibt. Er hatte zur Prüfung ja auch
mehr Zeit als die Landtagsverwaltung, wie sich ja auch aus den Äußerungen
ergibt. Er hatte einfach ein paar mehr Tage Zeit. Deswegen werden wir heute
so abstimmen wie unser Koalitionspartner.

Ein Abgeordneter der CDU: Als ich in der vergangenen Woche am Rande der
Plenarsitzung mit ein paar Kollegen der Opposition reden konnte, ist aus den
Gesprächen eigentlich deutlich geworden, dass es dem einen oder anderen
Abgeordneten von der SPD-Fraktion mehr oder weniger auch darum geht,
durch so einen Untersuchungsausschuss einfach wieder Kollateralschäden zu
erreichen. Ein Untersuchungsausschuss, liebe Kollegen von SPD, sollte aber
nicht aus Jux und Tollerei eingefordert werden. 

Der Untersuchungsausschuss soll Fehler aufdecken und Fehlleistungen
zuvorkommen, nicht Autorität und öffentliches Ansehen der Regierung
schmälern. 

– So steht es auch in dem Gutachten von uns. –

Er ist zwar in der parteienstaatlichen Realität zu einem Instrument der öf-
fentlichen Auseinandersetzung ... geworden ...

Sie haben dieses Instrument auch schon öfters gespielt, aber immer ohne grö-
ßeren Erfolg.

(Widerspruch bei der SPD)

Deswegen gehen wir davon aus, dass diese klaren Zulässigkeitserfordernisse
auch kritisch gesehen werden können. Deswegen fundieren wir das auch mit
dem Rechtsgutachten, das jetzt auch Ihnen vorliegt.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Die Begründung des Abgeordneten
der CDU, das würde vielleicht wegen Kollateralschäden gemacht, kann ich
jetzt nicht nachvollziehen. Der Herr Ministerpräsident hat doch letzte Woche
erklärt: Die Regierung hat keine Fehler gemacht. Also, welche Schäden sol-
len denn da entstehen?

(Ein Abgeordneter der SPD: Wissen Sie mehr? – Ein Abgeordneter der
CDU: Das war ein Zitat von Kollegen der SPD! – Gegenruf eines Abge-
ordneten der SPD: Nein! Das halte ich für eine Unterstellung!)

Das wurde ja jetzt als Argument zur Stützung von Kirchhof genutzt. Deshalb
finde ich das jetzt schon etwas merkwürdig.

(Ein Abgeordneter der CDU: Jetzt stimmen wir ab!)

Ich weiß auch nicht genau, wie der zeitliche Ablauf war, wann das Kirchhof-
Gutachten in Auftrag gegeben wurde.

(Ein Abgeordneter der CDU: Da können Sie auch noch einen Unter-
suchungsausschuss beantragen!)
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– Nein, um Gottes Willen! – Nach Aussage eines Abgeordneten der CDU
wurde es schon in Auftrag gegeben – –

(Unruhe – Ein Abgeordneter der CDU: Das glaubt der ernsthaft! – Glocke
des Vorsitzenden)

– Sie sind doch sonst ein zuverlässiger Kollege. Da muss ich doch alles, was
Sie sagen, für bare Münze nehmen.

(Ein Abgeordneter der CDU: Aber ein bisschen Ironie steckt in jedem von
uns!)

– Okay. Bei dir ist es mir zwar neu, aber okay.

(Heiterkeit)

Weil das Argument vom Abgeordneten der FDP/DVP kam, Kirchhof habe
mehr Zeit gehabt, habe ich angenommen, dass das Gutachten schon früher in
Auftrag gegeben worden ist.

(Zuruf eines Abgeordneten der FDP/DVP)

Insgesamt lässt sich doch feststellen, dass durch das Kirchhof-Gutachten
nicht wirklich neue Aspekte auf den Tisch kommen. Es hätte also durchaus
gereicht, der Landtagsverwaltung einen Auftrag zu erteilen. Man hat nicht so
recht gewusst, ob da womöglich eine eher abwägende Einschätzung heraus-
kommt, und deshalb will man jetzt noch eine verstärkende Einschätzung.

(Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Man wollte sich nur versichern und es
noch einmal überprüfen! Sicher gehen!)

Wir werden jetzt kein Gutachten machen. Wir sind der Meinung: Die Regie-
rung hat viele Fehler gemacht; diese Fehler machen wir öffentlich. Diese
300 Millionen € sind natürlich zum Teil schon eine Farce, wenn hinterher
Dinge, die in diese 300 Millionen € hineingerechnet wurden, unstrittig schon
dem Haus Baden-Württemberg, dem Haus Villa Reitzenstein oder sonst wem
gehören. Deshalb müssen wir uns doch über die Zahlen, die genannt wurden
– ich habe das in meiner Pressekonferenz ja auch „Onkel Günthers Märchen-
stunde“ genannt –, gar nicht mehr unterhalten. Deswegen sollten wir ein Ver-
fahren finden, das eindeutig die Prüfung zulässt – die hat jetzt stattgefunden –,
und dann müssen Sie entscheiden, ob Sie den Minderheitenschutz in diesem
Parlament hoch halten oder ob Sie ihn nicht so hoch bewerten, wie es andere
tun.

(Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Letzte Woche waren auch Sie noch nicht
so sicher!)

Eine Abgeordnete der SPD: Es geht heute einzig und allein darum, ob dieser
Untersuchungsauftrag zulässig ist oder nicht, und nicht um die politische
Bewertung, ob es aus Sicht der CDU Sinn macht, einen Untersuchungsaus-
schuss zu installieren. Deshalb fand ich Ihre Bemerkung nicht ganz am 
Platze, zumal die SPD-Fraktion diesen Antrag vollzählig unterschrieben
hat. Deshalb brauchen Sie hier nicht einzuführen, dass irgendwelche Leute
irgendwelche anderen Ideen geäußert hätten. Heute geht es einzig darum,
darüber zu entscheiden, ob dieser Antrag zulässig ist oder nicht.

Ein Abgeordneter der CDU: Nur eine kurze Nachfrage: Habe ich mich ver-
zählt? Ich glaube, auf dem Antrag fehlen die Unterschriften von zwei, drei
Kollegen. Oder?
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(Ein Abgeordneter der FDP/DVP: 34 haben unterschrieben!)

Eine Abgeordnete der SPD: Meines Wissens haben alle unterschrieben, weil
alle unterschreiben müssen.

(Ein Abgeordneter der SPD: Das Quorum wurde erreicht!)

– Das Quorum wurde erreicht.

(Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Eine eher nebensächliche Frage!
– Gegenruf eines Abgeordneten der CDU)

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: Herr Vorsitzender, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich hatte jetzt 20 Minuten lang Zeit, das Gutachten des
Professor Kirchhof zu lesen. Ich sehe mich, ohne jetzt in Eigenlob ausarten
zu wollen, durchaus in der Lage, juristische Sachverhalte und juristische Stel-
lungnahmen, die mir auf zwölf Seiten zugeleitet werden, zu erfassen und eine
Einschätzung dazu abzugeben. Jetzt sitze ich hier aber nicht als Gericht oder
als Mitglied eines Spruchkörpers, sondern ich sitze hier als Mitglied des
Ständigen Ausschusses des Landtags von Baden-Württemberg, natürlich als
Abgeordneter und nicht als Anwalt. Insofern muss ich für mich noch einmal
resümieren, um zu wissen, wie wir als Grüne-Fraktion unsere Einschätzung
zur materiellen Notwendigkeit – ich betone: zur materiellen Notwendigkeit –
des Untersuchungsausschusses abgegeben haben. Wir haben gesagt: Wir kön-
nen selbstverständlich vieles auch noch mit dem normalen parlamentarischen
Verfahren eruieren. Bei dem, was Sie jetzt auch mit dem Gutachten des Pro-
fessor Kirchhof – dazu will ich dann auch noch ein paar Takte sagen – inten-
dieren, handelt es sich aber im Kern – ich nenne das auch in dieser Schärfe –
um einen Angriff auf den Minderheitenschutz, der verfassungsrechtlich 
– auch in der Verfassung des Landes Baden-Württemberg – verbürgt ist.

Die Argumente, die von Professor Kirchhof hier vorgetragen werden, sind
sehr oft auch auslegungsbedürftig, wie auch die letzte vom SPD-Abgeordne-
ten zitierte Aussage, öffentliche Kritik „dürfte“ eine parlamentarische Unter-
suchung erübrigen. Inwieweit die Einschätzung, ob sich die erübrigt oder
nicht, trägt oder nicht, muss dieser qualifizierten Minderheit dieses Hauses
obliegen.

Sie versuchen jetzt einfach, mit formalen Argumenten – es geht ja um die Zu-
lässigkeit des Verfahrens – letztendlich das Minderheitenrecht einer doch
schon sehr qualifizierten Minderheit des Parlaments infrage zu stellen. Und
nur dann, liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir zu der Auffassung kom-
men würden, könnten und müssten, auch anhand dieses Gutachtens von
Herrn Professor Kirchhof, dessen Gutachten ich ja sonst auch schätze, aber
oft auch eine sehr von dem, was Professor Kirchhof sagt, abweichende Auf-
fassung vertrete, egal, was er sonst gemacht hat oder was er tut – – Auch er
ist Jurist, wie viele andere auch, wie auch ich; es ist ihm unbenommen, Auf-
fassungen zu vertreten. Aber er argumentiert nicht als Abgeordneter dieses
Hauses, er agiert auch nicht als Mitglied des Parlaments, und das ist eigent-
lich die Grundentscheidung, die wir zu treffen haben. Sie dürfen jetzt nicht
Ursache und Wirkung verwechseln. Es gab eine Äußerung und eine Entwick-
lung zum Thema Handschriften, bei der ich – unabhängig davon, was der Mi-
nisterpräsident und andere honorige Mitglieder der Landesregierung zu 
einem späteren Zeitpunkt gesagt haben – von Beginn an gesagt habe, dass es
wohl so sei, dass man dem Haus Baden helfen müsse, weil man da ansonsten
Insolvenz beantragen müsste, weil das Haus Baden 70 Millionen € oder noch
mehr braucht, um sein Haus zu sanieren. Das war der Ausgangspunkt, und
dafür hat man dann die Handschriften entdeckt. Es war nicht von vornherein
klar, dass diese Handschriften zum Teil schon im Eigentum – Kollege Walter
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hat es gesagt – des Landes stehen. Das wissen wir ja zwischenzeitlich. In
welchem Umfang, wissen wir nicht.

(Ein Abgeordneter der CDU: Also!)

Das soll ja dann vielleicht in Teilen auch der Untersuchungsausschuss ermit-
teln.

Wenn Sie diese Rechte des Parlaments mit Rechtsgutachten zur Frage der
Zulässigkeit beschneiden wollen, dann geht es hier um mehr als nur um die
Frage, ob ein Untersuchungsausschuss hier das adäquate Mittel ist. Wir als
Grüne-Fraktion haben gesagt, wir wollen das im parlamentarischen Verfah-
ren tun. Die sozialdemokratische Fraktion dieses Hauses hat sich dazu ent-
schlossen, einen Untersuchungsausschuss zu beantragen; ein qualifiziertes
Minderheitenrecht. Insofern geht es eigentlich bei der Abstimmung und auch
bei der gutachtlichen Äußerung – wie ja auch die Überschrift über dem Ta-
gesordnungspunkt dieser Ausschusssitzung lautet – auch um die Frage: Wie
hoch ist das Gut des Minderheitenschutzes in diesem Haus, wie wird es be-
wertet, und von wem wird es bewertet?

Wenn ich nun zum Schluss meines kleinen Redebeitrags noch auf wenige
Passagen der Äußerungen des Professor Kirchhof eingehen darf, dann kom-
me ich auch nach Professor Kirchhof zu der Auffassung, dass es sehr wohl
Wertungsfragen sind. Er wertet und kommt dann in Teilen zu dem Schluss,
dass es Vorbereitungshandlungen seien, sozusagen der Bereich der Exeku-
tive, der von der Exekutive quasi unkontrolliert ausgeführt werden können
muss.

Klar, keine Frage! Dem würde ich ja zustimmen. Aber die Exekutive hat zu-
nächst einmal auch öffentlich verlautbart, dass sie der Auffassung ist, dass
sich diese Handschriften sehr wohl – zu einem späteren Zeitpunkt hat man
dann vom Rechtsweg gesprochen – im Eigentum des Hauses Baden befin-
den. Wenn diese Dinge sich so entwickelt haben, wie sie sich jetzt darstellen,
dann, glaube ich, ist es auch ein qualifiziertes Minderheitenrecht, das unter-
suchen zu lassen. Wir haben da eine andere Auffassung von der materiellen
Seite her vertreten, aber nicht von der formalen. 

Bei der formalen Seite geht es jetzt aus meiner Sicht ausschließlich noch um
die Frage: Brauchen wir jetzt noch drei Rechtsgutachten? Ich bin nicht der
Auffassung, dass wir diese brauchen. Es ist im Kern nicht verfassungswidrig,
wenn wir hier auf der Grundlage unserer Einschätzungsmöglichkeiten, unse-
rer Ermessensausübungsmöglichkeiten, die wir als Parlament, als Ausschuss
haben, einem Untersuchungsausschuss nicht schon allein aufgrund von Zu-
lässigkeitsfragen den Weg versperren. Ich fände es fatal, wenn über diese An-
gelegenheit letztendlich – der Vorsitzende hat ja schon aufgezeigt, was es be-
deuten würde, ...

Der Vorsitzende: Könnte!

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE: ... wenn sich der Ausschuss hier ne-
gativ zu diesem Untersuchungsausschuss äußert – ein Staatsgerichtshofver-
fahren entscheiden muss. Das zeigt dann, dass wir als Parlament nicht in der
Lage sind, diese Entscheidung zu treffen, sondern dass wir sie an die dritte
Gewalt delegieren. Ich halte es für wenig erfolgreich, dass wir alle Zweifels-
fragen immer delegieren. Wir müssen das selber entscheiden. 

Ich komme zu der Auffassung: Hier geht letztendlich, Herr Staatssekretär,
Minderheitenschutz über Zulässigkeitsfragen im Rechtsbereich, über die man
selbstverständlich diskutieren kann. Die Landtagsverwaltung hat ein Gutach-
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ten vorgelegt, das ich mir gestern Abend wirklich in Ruhe zu Gemüte führen
konnte und nach dessen Lektüre ich zu der Auffassung komme: Das lässt so-
wohl die eine als auch die andere Entscheidung zu. Das ist ein Rechtsgutach-
ten. Wir müssen eine politische Entscheidung treffen, und die politische Ent-
scheidung kann eigentlich nicht heißen: Wir lehnen den Ausschuss aus Zuläs-
sigkeitsgründen ab. 

Der Vorsitzende: Gut, vielen Dank. – Jetzt möchte ich einem Abgeordneten
der FDP/DVP noch das Wort geben. Danach gebe ich dem Herrn Staatssekre-
tär das Wort zur Beantwortung der gestellten Fragen, und dann sehen wir
weiter. 

Ein Abgeordneter der FDP/DVP: Ich möchte mich ausdrücklich auf das be-
ziehen, was die Kollegin von der SPD sagte. Es geht ja heute gerade nicht um
die Frage des Eigentums an irgendwelchen Dingen. Es geht auch nicht um
die Frage, was beabsichtigt ist. Es geht – und da widerspreche ich Ihnen mit
Nachdruck – um die ganz einfache formale Frage, ob es rechtlich zulässig ist
oder nicht. Es geht auch nicht um den Minderheitenschutz. Denn wenn es zu-
lässig ist, dann ist es ein Minderheitenrecht. Wenn es unzulässig ist, dann ist
es kein Minderheitenrecht. So einfach ist die Rechtslage. 

Die Frage, ob oder ob nicht gehandelt wurde, ist, so sagte ich eingangs, kom-
pliziert. Dazu haben wir Gutachten vorliegen. Diese rein formale Frage, die
keinen materiellen und auch keinen politischen Gehalt im Kern hat, ist natür-
lich politisch zu entscheiden; da kommen wir nicht umhin. Aber es ist eine
relativ simple Rechtsfrage – eine komplizierte Rechtsfrage schon, 

(Ein Abgeordneter der SPD: Ja, was denn nun?)

aber einfach die Frage: zulässig oder nicht? Das muss jedes Gericht prüfen.
Nur das ist heute unsere Aufgabe. 

Ich sage es noch einmal: Jemandem, der die Erfahrung von Paul Kirchhoff
hat, traue ich durchaus zu, dies noch angemessener beurteilt zu haben, als ich
das je könnte. 

Der Vorsitzende: Vielen Dank. – Herr Staatssekretär.

Der Staatssekretär im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst:
Lieber Herr Kollege von der SPD, Sie haben gefragt – so deute ich die Frage
zumindest –, in welcher die Form die Regierung an dem Zustandekommen
des Gutachtens beteiligt war, und haben sich dabei auf eine mutmaßliche Äu-
ßerung von Herrn Minister Frankenberg in einer nicht öffentlichen Sitzung
der CDU-Landtagsfraktion, eine Äußerung, die durch die Presse kolportiert
wurde, bezogen. Herr Minister Frankenberg hat zu diesem Vorgang eine ju-
ristische Einschätzung abgegeben, die ausdrücklich nicht auf der Grundlage
eines Gutachtens des Wissenschaftsministeriums erfolgt ist, sondern das war
eine juristische Einschätzung, die er persönlich vorgenommen hat und die 
sicherlich auch nach Rücksprache mit Fachleuten zustande gekommen ist.
Ich kann aber definitiv ausschließen, dass Herr Kirchhoff hierbei eine ent-
sprechende Eingebung gemacht hat. Hier gibt es keinen Zusammenhang.
Dieses Gutachten, das die CDU-Fraktion heute eingebracht hat, liegt mir seit
heute Morgen vor. Dem Minister kann es vermutlich noch gar nicht vorlie-
gen, weil er sich derzeit im Ausland befindet. 

Der Vorsitzende: Gut, vielen Dank. – Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das
ist nicht der Fall. 
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Es liegt kein weiterer Antrag vor. Dann kommen wir zur Beschlussfassung.
Ich lese den Beschlussantrag nochmals vor: 

Der Ständige Ausschuss vertritt die Rechtsauffassung, dass der Antrag von
35 Mitgliedern der Fraktion der SPD und der Fraktion der SPD – Druck-
sache 14/577 – aus den aus dem Sitzungsbericht und den Anlagen ersicht-
lichen Gründen unzulässig ist.

Wer ist für diesen Antrag? – Das sind elf. Wer ist gegen diesen Antrag? – Sie-
ben. Somit ist der Antrag angenommen.

Ich bedanke mich.

13. 12. 2006

Berichterstatter:

Winfried Mack
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